
München – Wem gesteht man so etwas,
und wem dann doch lieber nicht? Bei wem
muss es einem nicht peinlich sein? Elke
Dostlebe, 73 Jahre alt, sagt: „Ich hatte ir-
gendwas gelöscht, was man niemals lö-
schen darf.“ Was genau, weiß sie nicht
mehr. Nur dass sie nicht zu ihrer Tochter
gehen wollte damit. „Mir lief der Schweiß
runter.“ Nun besucht sie das „Mediencafé“
in ihrer Heimatstadt Halle.

Dort sitzt Dostlebe mit anderen Senio-
ren in der Patientenbibliothek im Diakonie-
krankenhaus. Mit dabei ist ihre Smart-
phone-Lehrerin Isabelle Koch. Die 18-Jäh-
rige hat im vergangenen Jahr ihr Abitur ge-
macht und absolviert seither ein Freiwilli-
ges Soziales Jahr (FSJ) beim Roten Kreuz.
Einmal im Monat gibt sie Patienten und Se-
nioren Nachhilfe beim Bedienen von
Smartphone und Computer. „Oft wollen
sie einfach nur wissen, wie sie reagieren
sollen, wenn ihnen ein Update angezeigt
wird“, sagt Koch. Viele hätten Angst, etwas
falsch zu machen. Dem stimmt auch Elke
Dostlebe zu: „Die Jungen sind einfach un-
beschwerter im Umgang mit den Geräten
als wir.“

Die Smartphone-Nachhilfe ist Bestand-
teil eines Programms namens „FSJ Digi-
tal“. Die jungen Freiwilligen arbeiten ganz
regulär in ihrer Einrichtung – so wie Isabel-
le Koch auf der Pflegestation der Klinik. Zu-
sätzlich absolvieren sie aber Fortbildungs-
kurse, in denen sie etwa lernen, worauf es
bei einer barrierefreien Webseite an-
kommt oder was es zum Erwerb eines Com-
puterführerscheins braucht. In der Einrich-
tung können sie das Gelernte dann anwen-
den: Für eine App für ihre Kita zum Bei-
spiel, oder eben in einer Internetsprech-
stunde für Senioren. „Neben den sozialen
Kompetenzen stehen hier die digitalen im
Mittelpunkt“, sagt Katja Hartge-Kanning,
die das FSJ für das Rote Kreuz in Sachsen-
Anhalt organisiert. Das Programm soll vor
allem jene Menschen an digitale Medien
heranführen, die davon bislang ausge-
schlossen sind.

Sprechen Experten und Politiker von
der Digitalisierung, ist immer davon die Re-
de, wie schnell sie sämtliche Lebensberei-
che verändert: vom Privaten bis zur Ar-
beitswelt, vom Konsum bis zum Verkehr
der Zukunft. Diskutiert wird dabei vor al-
lem über das schnelle Internet für alle,
über Datenschutz sowie Gefahren von
Hate Speech. Doch eine Frage fällt häufig
unter den Tisch: was die Digitalisierung
für den Zusammenhalt der Gesellschaft be-
deutet, welche Auswirkungen sie auf das
Miteinander von Jung und Alt hat.

Denn was das „Mediencafé“ in Halle of-
fenbart, betrifft die gesamte Gesellschaft:
Der digitale Fortschritt kommt bei den
Menschen höchst unterschiedlich an. Ne-
ben dem Gefälle zwischen Stadt und Land
besteht eines zwischen Arm und Reich – so-
wie das zwischen den jungen Technikaffi-
nen und den älteren Technik-Unerfahre-
nen. Während sich die meisten Jungen ein
Leben ohne Smartphone kaum noch vor-
stellen können, haben viele Ältere noch nie
etwas von Whatsapp gehört – geschweige
denn, wie sie es benutzen müssen.

Dies zeigt auch der jüngste D21-Digital-
Index des Bundeswirtschaftsministeri-
ums. Aus ihm geht hervor, dass in der Gene-
ration der über 65-Jährigen nicht einmal je-
der Zweite das Internet nutzt – deutlich we-
niger als in der Gesamtbevölkerung, wo es
81 Prozent sind. Noch größer ist die Kluft
bei mobilen Geräten wie dem Smartphone:
Weniger als ein Viertel der über 65-Jähri-
gen geht damit ins Internet. Insgesamt tun
dies jedoch sechs von zehn Menschen in
Deutschland, bei den 14- bis 29-Jährigen
sind es sogar neun von zehn. Und fast jeder
derjenigen, die überhaupt kein Internet
nutzen, nämlich 94 Prozent, ist 50 Jahre
oder älter.

Elke Dostlebe dagegen steht mit der
Technik eigentlich nicht auf Kriegsfuß.
E-Mails und Internet nutzt sie schon lan-
ge. Vor einem halben Jahr hat sie sich dann
ein Smartphone angeschafft. Vorher hatte
sie nur ein klassisches Handy. Warum sie

so lange mit dem Smartphone gewartet
hat? Die Rentnerin überlegt kurz. „Ich woll-
te mich doch nicht von den Medien beherr-
schen lassen“, sagt sie. Nun aber muss sie
sich mitunter selbst bremsen. „Mein Mann
sagt manchmal: Ach, hängst du jetzt im-
mer nur an dem Ding?“

Im „Mediencafé“ hat Dostlebe etwa ge-
lernt, wie sie die Kamera-App benutzt, Fo-
tos in ihrer Galerie wiederfindet oder Fotos
wieder löscht. Sie hätte sich das alles auch
von ihrer Tochter oder ihren Enkeln zeigen
lassen können. Doch die sind ihr zu unge-
duldig. „Da heißt es dann immer: Oh, Ma-
ma, das geht doch ganz einfach so und so“,
sagt Dostlebe. Im Mediencafé kann sie sich
alles in Ruhe erklären lassen. Auch durch
den Austausch mit anderen Senioren lerne
sie dazu: „Der eine kann das schon, und die
andere das.“

Seit zweieinhalb Jahren gibt es das FSJ
Digital bereits. Nach einer Pilotphase in
Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz ist
es im Herbst auf alle Bundesländer ausge-
weitet worden. Die neue Bundesregierung
will das Programm weiterführen; im Koali-
tionsvertrag haben sich Union und SPD auf
eine Ausweitung des FSJ Digital auf den
Bundesfreiwilligendienst verständigt, so-
dass auch Menschen über 27 hier einge-
setzt werden können.

Isabelle Koch ist mit ihrem FSJ zufrie-
den. „Auf einer Pflegestation ist es nicht so
leicht, sich einzubringen. Aber hier im Me-
diencafé kann ich das gut“, sagt sie. Natür-
lich braucht es dazu auch interessierte Teil-
nehmer wie Elke Dostlebe. In einem Punkt
spielt diese Rentnerin aber nicht mehr mit:
Mit dem Smartphone einzukaufen kommt
für sie nicht infrage. „Wenn ich alles übers
Internet bestelle, komme ich ja gar nicht
mehr raus“, sagt sie.  daniel godeck

Für ältere Menschen, die schlecht zu Fuß
sind, ist der Wocheneinkauf oft mit Anstren-
gung verbunden; andere haben Probleme
mit Preisschildern, die kaum zu entziffern
sind. Das Problem haben auch Forscher an
der Fernuniversität Hagen erkannt und eine
Technik entwickelt, die es Senioren ermög-
licht, vom Sessel aus durch den Supermarkt
zu gehen. Das geht so: Während die Senioren
mit Tablet zu Hause sitzen, arbeitet ein Hel-
fer im Laden die Einkaufsliste ab – alles live
übertragen über Kameras, die am Einkaufs-
wagen montiert sind. Zudem können die Nut-
zer virtuell durch die Supermarktgänge
schlendern und an die Salami und die Äpfel
heranfahren. Was die Technik von klassi-
schen Supermarkt-Lieferdiensten unter-

scheidet, ist der soziale Ansatz; trifft der Kun-
de am Milchregal eine Nachbarin, kann er
mit ihr über den Helfer Kontakt aufnehmen.
Zudem kann man von zu Hause aus nach
dem passenden Käse zum Rotwein fragen.

„Bei frischen Produkten ist der Bedarf da,
dass man sich mit der Verkäuferin beraten
will“, sagt Projektleiter Dirk Veiel. „Mein La-
den 55 plus“ ist ein Projekt einer neuen inter-
disziplinären Forschungsgruppe, die IT-Un-
terstützung für ältere Menschen entwickelt.
15 Senioren haben die App bereits in einem
Test-Supermarkt ausprobiert, den die For-
scher dazu nachgebaut haben. Veiel ist zu-
frieden. Doch bis die Technik alltagstauglich
ist, dürfte es noch dauern. „Wir stehen erst
am Anfang“, sagt der Forscher.  DGO

Whatsdas?
Nicht einmal jeder Zweite im Rentenalter nutzt das Internet – in Halle hilft eine 18-Jährige nun Senioren dabei, nicht den Anschluss zu verlieren

von dunja ramadan

München – Der saudische Kronprinz Mo-
hammed bin Salman ist in der Region
nicht gerade für sein Taktgefühl bekannt.
Als US-Präsident Donald Trump Anfang
Dezember verkündete, dass er die amerika-
nische Botschaft nach Jerusalem verlegen
werde, landete der 32-Jährige wegen einer
völlig anderen Meldung in den Schlagzei-
len. So soll er laut US-Medien wie der New
York Times hinter dem Kauf des Leonardo
da Vinci zugeschriebenen Gemäldes „Sal-
vator Mundi“ für die Rekordsumme von
381,3 Millionen Euro stecken. Das 500 Jah-
re alte Bild war Mitte November in New
York versteigert worden. Nun könnte man
sagen: Schlechtes Timing, dass die Nach-
richt ausgerechnet zur selben Zeit publik
wurde wie Trumps Pläne, Jerusalem als
Hauptstadt Israels anzuerkennen. Doch in
der arabischen Öffentlichkeit stand die
Neuigkeit sinnbildlich für Riads schwin-
dende Solidarität mit den Palästinensern.

Dabei galt die Palästinenserfrage lange
Zeit als der letzte gemeinsame Nenner in
der arabischen Welt, die sich sonst in vie-
len Fragen uneins ist. Doch diese Zeiten
scheinen vorüber. In einem Interview mit
dem US-Magazin The Atlantic sagte Mo-
hammed bin Salman nun, dass auch Israel
das Recht auf ein eigenes Land habe. Zwar

habe Saudi-Arabien religiöse Sorgen we-
gen des Schicksals der heiligen Moschee in
Jerusalem und wegen der Rechte der Paläs-
tinenser. Doch Israel sei eine große und
wachsende Wirtschaftsmacht, und es gebe
natürlich viele Interessen, die man mitein-
ander teile.

Damit sagt Mohammed bin Salman
letztlich nur das, was seine Reaktionen be-
reits gezeigt hatten. Während sich Führer
muslimisch geprägter Staaten nach
Trumps Jerusalem-Entscheidung zu Wort
meldeten, schickte Saudi-Arabien zum
Sondergipfel der Organisation für Islami-
sche Kooperation (OIC), bestehend aus 57
muslimischen Staaten, keinen Repräsen-
tanten nach Istanbul. Genauso wenig wie
Ägypten, Bahrain, der Irak und Marokko.
Was unter anderem daran liegt, dass der
türkische Staatspräsident Recep Tayyip
Erdoğan das Treffen einberufen hatte. Die
Türkei pflegt enge Beziehungen zum Emi-
rat Katar, das bei Saudi-Arabien und den
restlichen Golfstaaten wegen der Unter-
stützung der Muslimbrüder in Ungnade ge-
fallen ist. Doch auch der Beschluss der Ara-
bischen Liga zur Jerusalemfrage ließ keine
Taten folgen. Stattdessen äußerte Riad

„große Enttäuschung“ über Trumps Ent-
scheidung; sie sei „ungerechtfertigt und
unverantwortlich“. Harsche Töne sind das
nicht. Den obersten iranischen Religions-
führer Ayatollah Chamenei nennt der Kö-
nigssohn dagegen regelmäßig den „Hitler
des Nahen Ostens“.

In dem Interview sprach sich der saudi-
sche Kronprinz auch für ein Friedensab-
kommen aus. Es ist kein Zufall, dass der
Kronprinz während seines dreiwöchigen
US-Besuchs auf dieses heikle Thema zu
sprechen kommt. Er wirbt derzeit bei Un-
ternehmern um Investitionen und stellt
seine „Vision 2030“ vor, die das Land wirt-

schaftlich und gesellschaftlich öffnen will.
In den vergangenen Monaten hob er einige
Verbote auf: Frauen dürfen in Saudi-Arabi-
en von Ende Juni an Auto fahren, Kinos er-
öffnen, die Rechte der Religionspolizei
wurden beschnitten.

Da die Amerikaner die wichtigsten Ver-
bündeten Israels sind, hielt der Kronprinz
es für geschickt, direkt vor Ort für Frieden
mit Israel zu werben. Noch nie zuvor hatte
sich ein derart hoher Vertreter des Landes
auf diese Weise geäußert. Dabei ist es kein
politischer Kurswechsel: Bereits 2002 hat-
te die Arabische Liga unter Federführung
des früheren saudischen Königs Abdullah

einen Friedensplan für den Nahostkonflikt
vorgeschlagen: Der Staat Israel wird in den
Grenzen von 1967 anerkannt, wenn sich Is-
rael aus den palästinensischen Gebieten
zurückzieht. Israel lehnte das Angebot ab.

Hinzu kommt, dass die Spannungen mit
dem gemeinsamen Erzfeind Iran wachsen,
die mit Teheran verbündeten Huthi-Rebel-
len in Jemen beschossen erst kürzlich die
saudische Hauptstadt Riad. Wie Trump
sind Saudi-Arabien und Israel entschiede-
ne Gegner des Atomabkommens. Beide
Staaten fürchten die iranischen Mittelstre-
ckenraketen, die Israel, Saudi-Arabien
und andere Golfstaaten treffen könnten

und arbeiten deshalb hinter den Kulissen
an der Demontage des Atomabkommens.

Auch im Kleinen ist eine Annäherung er-
kennbar. Ende März flog eine Maschine
der Air India nach Israel durch den saudi-
schen Luftraum. Damit wurde erstmals
nach Jahrzehnten das Überflugverbot auf-
gelockert. Israels Transportminister Israel
Katz sprach von einem „historischen
Flug“. In Saudi-Arabien schwieg man über
die Neuigkeit lieber. Denn in der arabi-
schen Öffentlichkeit gilt die Annäherung
an Israel immer noch als Tabu. Allerdings
hat der Kronprinz im Brechen von Tabus
mittlerweile Übung. � Seite 4

Düsseldorf – Die nordrhein-westfälische
Datenschutzbeauftragte Helga Block prüft
den Adresshandel der Post-Tochterfirma
„Deutsche Post Direkt“ im Wahlkampf
2017. Nach Auskunft der Landesdaten-
schutzbehörde soll untersucht werden, ob
der Adresshandel im Einklang mit dem
Bundesdatenschutzgesetz steht. Die Bild
am Sonntag hatte berichtet, CDU und FDP
hätten im Bundestagswahlkampf 2017 je-
weils einen fünfstelligen Betrag für stra-
ßengenaue Analysen der Post Direkt ge-

zahlt. Die CDU habe darauf ihren Haustür-
wahlkampf aufgebaut, die FDP habe auf
dieser Basis Wahlwerbung an bestimmte
Zielgruppen verschickt. SPD, Grüne, Linke
und AfD hätten nach eigener Aussage
nicht mit der Post zusammengearbeitet.
CDU und FDP versicherten, nur anonymi-
sierte Daten genutzt zu haben. Die CDU-
Zentrale in Berlin teilte mit, die Post Direkt
habe eine statistische „CDU-Wahlwahr-
scheinlichkeit“ für Straßenabschnitte ge-
liefert.

Da der Sitz der Post Direkt in Nordrhein-
Westfalen sei und es nicht um klassische
Postdienste gehe, für die der Bundesdaten-
schutzbeauftragte zuständig ist, prüfe die-
sen Fall die Landesbehörde, sagte ein Spre-
cher der Behörde in Düsseldorf. Die Post Di-
rekt, die sich im Internet als „Adress-Spezi-
alist“ bewirbt, werde in dieser Woche ei-
nen Fragenkatalog der Behörde erhalten.
Das Prüfverfahren werde voraussichtlich
etwa vier Wochen dauern. Die Parteien sei-
en zunächst nicht im Fokus.

Der Handel mit anonymisierten Daten
und Adressen ist nicht illegal. Der Handel
mit personalisierten Daten allerdings kön-
ne mit bis zu 300 000 Euro Bußgeld geahn-
det werden, sagte der Behörden-Sprecher.
Sollte eine Absicht nachweisbar sein, sich
damit zu bereichern oder andere zu schädi-
gen, gehe der Fall an die Staatsanwalt-
schaft. Die Datenschutzbehörde empfiehlt
allen Verbrauchern, sich bei Post Direkt in
Troisdorf zu erkundigen, was über sie ge-
speichert wurde.  dpa

New York – Um die Beziehungen der USA
zu Russland mag es nicht zum Besten be-
stellt sein, dennoch hat US-Präsident Do-
nald Trump seinem russischen Kollegen
Wladimir Putin jüngst eine Einladung zum
Staatsbesuch in Aussicht gestellt. Wie An-
fang dieser Woche bekannt wurde, hat
Trump in einem Telefongespräch am
20. März mit Putin über einen möglichen
Besuch im Weißen Haus gesprochen.

Ein solches Treffen wäre auch insofern
bemerkenswert, als zuletzt sowohl die USA
als auch Russland Diplomaten des jeweils
anderen Landes ausgewiesen und Konsula-
te geschlossen haben. Trumps Sicherheits-
berater hatten ihm vor dem Telefonge-

spräch im März gesagt, er solle Putin nicht
zu dessen Sieg bei der umstrittenen Präsi-
dentschaftswahl gratulieren und unbe-
dingt den Giftanschlag auf den ehemali-
gen Spion Sergej Skripal auf britischem Bo-
den zur Sprache bringen. Die britischen Be-
hörden sind sicher, dass Russland hinter
dem Anschlag steckt. Trump aber erwähn-
te den Anschlag mit keinem Wort. Stattdes-
sen gratulierte er Putin freundlich zum
Wahlsieg, obwohl der Hinweis, er solle
nicht gratulieren, in Großbuchstaben in
seinem Briefing für das Telefonat stand.

Dass Trump sogar einen Besuch in Wa-
shington in Aussicht stellte, wurde zu-
nächst dadurch bekannt, dass Jurij Uscha-

kow, außenpolitischer Berater im Kreml,
Anfang der Woche in Moskau darüber
sprach. Er halte das von Trump vorgeschla-
gene Treffen für eine „positive Idee“, ließ
er wissen. Sarah Huckabee Sanders, die
Sprecherin des Weißen Hauses, bestätigte
daraufhin, dass über eine mögliche Einla-
dung gesprochen worden ist, und dass das
Weiße Haus als Ort des Treffens infrage
komme. Mehr gebe es dazu allerdings der-
zeit nicht zu sagen.

Dass Russland Trumps Vorstoß durchsi-
ckern ließ, wird als Zeichen dafür gewer-
tet, dass Putin klarmachen will, dass er
auch in schwierigen Zeiten gute Kontakte
nach Washington hat. Tatsächlich hat

Trump es bisher vermieden, Putin persön-
lich zu kritisieren, obwohl die Beziehun-
gen der beiden Staaten so schlecht sind wie
lange nicht mehr. Mitarbeiter des Präsiden-
ten in Washington erzählen, dass Putin ei-
ner der drei Lieblingspolitiker Trumps sei.
Die anderen beiden seien die Präsidenten
Chinas und der Türkei, Xi Jinping und Re-
cep Tayyip Erdoğan.

Unter außenpolitischen Experten in Wa-
shington wurde Trumps Vorstoß aller-
dings mit Verwunderung aufgenommen.
„Er scheint die Weiterungen einer solchen
Einladung nicht zu verstehen“, sagte eine
Analytikerin der Washington Post, „er
spricht eine Einladung ins Weiße Haus aus

als sei es eine Einladung zum Dinner.“ Für
Putin, heißt es, wäre ein solcher Empfang
das Zeichen, dass die USA einverstanden
seien mit seiner Politik.

Zuletzt war Putin im Jahr 2005 im Wei-
ßen Haus, damals besuchte er den Präsi-
denten George W. Bush. Ein Gipfeltreffen
in den USA gab es für Putin zuletzt 2007,
als er auf dem Anwesen der Bushs zu Gast
war. Trump und Putin haben sich bisher
zweimal als Präsidenten getroffen. Erst-
mals beim G-20-Gipfel im Juli in Deutsch-
land und ein weiteres Mal beim Treffen der
Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsgemein-
schaft im November in Vietnam.
 christian zaschke

London – Die britischen Wissenschaftler
in Labor von Porton Down, die im Auftrag
der Regierung den Kampfstoff analysieren
sollten, mit dem der ehemalige Doppel-
agent Sergej Skripal und seine Tochter Ju-
lia angegriffen wurden, haben sich am
Dienstag erstmals selbst zur Herkunft des
Nervengifts geäußert. Sie hätten beweisen
können, dass es sich um ein Nervengift aus
der Gruppe Nowitschok handele, sagte Ga-
ry Aitkenhead, der Chefmanager des La-
bors für Verteidigungstechnik und Techno-
logielabors (DSTL), dem Fernsehsender
Sky. Es sei aber bisher unmöglich, die Her-
kunft des Kampfstoffes zu belegen.

Da es „komplexer Methoden“ bedürfe,
um diesen Stoff herzustellen, sei es wahr-
scheinlich, dass ein staatlicher Akteur da-
hinterstecke. Porton Down, das in der Nä-
he von Salisbury liegt, wo der Angriff auf
den Russen und seine Tochter stattfand,
könne aber nicht sagen, so Aitkenhead, ob
der Stoff in Russland hergestellt worden
sei. Man habe der britischen Regierung die
Ergebnisse der wissenschaftlichen Analy-
sen zur Verfügung gestellt, diese habe sie
dann mit anderen, mutmaßlich von Ge-
heimdiensten gewonnenen Erkenntnissen
zusammengefügt. Aitkenhead bestritt ent-
schieden, dass das Nervengift in dem La-
bor selbst entwickelt worden sei – oder von
dort entwendet sein könnte.

Das Interview schlug nicht nur in Groß-
britannien Wellen, auch wenn der Labor-
chef im Grunde nur das bestätigte, was Pre-
mierministerin Theresa May mit Verweis
auf Porton Down bisher bekannt gemacht
hatte: Sie hatte immer wieder darauf ver-
wiesen, dass die britische Regierung eine
Reihe von Beweisen gesammelt habe, die
darauf hinwiesen, dass „höchstwahr-
scheinlich“ Russland für die Attacke ver-
antwortlich sei. Das Ganze entspreche ei-
nem aggressiven Muster. Da Moskau jede
Verantwortung bestreitet, steigt der Druck
auf London, weitere Beweise offenzule-
gen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass das
Gift aus russischen Labors gestohlen oder
von anderer Seite hergestellt wurde. Der
russische Präsident Wladimir Putin hofft
auf mehr Klarheit im Fall Skripal durch die
Sondersitzung der Organisation für das
Verbot von Chemiewaffen (OPCW). „Ich
hoffe, dass bei dieser Diskussion ein end-
gültiger Strich darunter gezogen wird“, sag-
te er am Dienstag. An diesem Mittwoch
steht eine Sondersitzung des OPCW-Exe-
kutivrates an.  cathrin kahlweit

Der Tabu-Brecher
Lange war die Palästinenserfrage der letzte gemeinsame Nenner in der arabischen Welt.
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NRW-Datenschutz
überprüft Adresshandel

„Als sei es eine Einladung zum Dinner“
US-Präsident Trumps überraschenden Vorstoß, seinen russischen Kollegen Putin ins Weiße Haus zu bitten, halten Experten für ein falsches Zeichen
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Es ist kein Zufall, dass der
Kronprinz während seines
US-Besuchs darüber spricht
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Die jungen Leute lehren den
Umgang als Teil ihres
Freiwilligen Sozialen Jahrs

„Menschen haben überall das Recht, friedlich in ihrem Staat zu leben“: Der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman. FOTO: RAINER JENSEN/DPA

Straßenwahlkampf klassisch und der an-
deren Art betrieb die FDP. FOTO: IMAGO

Im nächsten Schritt fotografiert dann idealerweise der Großvater damit – und fin-
det das Foto danach dann auch.  FOTO: MAURITIUS IMAGES

Herkunft
des Gifts unklar

Im Fall Skripal vermeiden Experten
Schuldzuweisung an Russland




